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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates betreffend die Sammlung, die Regenerierung 
und/oder die Vernichtung polychlorierter Biphenyle (PCB) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, inbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Die polychlorierten Biphenyle (PCB) sind nach 
heutiger Erkenntnis eine Gefahr für die Gesundheit 
des Menschen und für die Umwelt; sie müssen des- 
halb in allen Stufen ihrer Verwendung kontrolliert 
werden. 

Um im Gemeinsamen Markt die Ziele der Gemein- 
schaft in bezug auf die Verbesserung der Lebens- 
bedingungen, eine harmonische Entwicklung des 
Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft und 
eine beständige und ausgewogene Wirts chafts aus - 
weitung erreichen zu können, bedarf es einer Rege- 
lung der Sammlung, Regenerierung und /oder Ver- 
nichtung der PCB. Die dafür notwendigen Befugnisse 
sind im Vertrag nicht vorgesehen. 

Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften für den Umweltschutz, das durch die Erklä- 
rung vom 22. November 1973 ^ vom Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften und den im Rat vereinigten 
Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten 
gebilligt wurde, betont die Notwendigkeit gemein- 
schaftlicher Aktionen in bezug auf die Abfallstoffe, 
die giftig und nicht abbaubar sind und deren Be- 
handlung daher Lösungen erfordert, die über den 
nationalen Rahmen hinausgehen. 

Die Richtlinie des Rates vom . , . 2 ) zur Angleichung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit- 


A ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 112 
vom 20. Dezember 1973 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

(KOM(74)l 189) 


gliedstaaten für Beschränkungen des Inverkehrbrin- 
gens und der Verwendung gewisser gefährlicher 
Stoffe und Zubereitungen begrenzt bereits den Ein- 
satz der genannten Stoffe für bestimmte Verwen- 
dungszwecke. 

Die Richtlinie des Rates vom . . , s ) gilt für die Ab- 
fallbeseitigung im allgemeinen. Für besonders ge- 
fährliche Abfallstoffe muß eine Sonderregelung ge- 
troffen werden, die alle Gewähr für den Schutz des 
Menschen und der Umwelt vor Schadenswirkungen 
durch unkontrolliertes Beseitigen, Deponieren oder 
herrenloses Liegenlassen dieser Abfallstoffe bietet. 
Dies gilt auch für PCB. 

Um nach Möglichkeit jede Gefahr der Ausbreitung 
dieser Stoffe in der Umwelt auszuschließen, ist es 
angezeigt, daß die Mitgliedstaaten die notwendigen 
Maßnahmen ergreifen, um das Ablassen und die 
Rücknahme gebrauchter bzw. der aus nicht mehr 
verwendeten Anlagen rückgewinnbaren PCB zur 
machen. 

Es ist ferner erforderlich, daß die Mitgliedstaaten 
die mit der Sammlung, der Regenerierung und / oder 
der Beseitigung von PCB beauftragte(n) Stelle(n) 
oder Unternehmen errichten oder bestimmen und 
daß jeder, der PCB besitzt und sich ihrer entledigen 
will, sie der (den) Stelle (n) oder Unternehmen zur 
Verfügung halten muß - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN - 
Artikel 1 

Im Sinne dieser Richtlinie sind unter PCB polychlo- 
rierte Biphenyle oder Gemische zu verstehen, die 
polychlorierte Bi- und Terphenyle enthalten. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen An- 
ordnungen, damit verboten wird, daß PCB und PCB 

8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

(KOM(74) 1297) 
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enthaltende Gegenstände und Geräte unkontrolliert 
beseitigt, deponiert oder herrenlos liegengelassen 
werden. 

Artikel 3 

1 . Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen 
Maßnahmen, damit die Sammlung, die Regene- 
rierung und die Vernichtung gebrauchter oder in 
nicht mehr benutzten Gegenständen und Geräten 
enthaltener PCB unter für die Gesundheit des 
Menschen und für die Umwelt sdiad- und gefahr- 
losen Bedingungen erfolgen. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen 
Maßnahmen, um das Ablassen und die Rück- 
nahme gebrauchter bzw. der aus nicht mehr 
benutzten Anlagen rückgewinnbaren PCB zur 
Pflicht zu machen. 

Artikel4 

Zur Anwendung der Artikel 2 und 3 dieser Richt- 
linie errichten oder bestimmen die Mitgliedstaaten 
die zustäiidige(n) Stelle (n) oder Unternehmen, denen 
die Sammlung, die Regenerierung und / oder die 
Vernichtung der PCB obliegt. 

Artikel 5 

1. Wer PCB besitzt und sich ihrer entledigen will, 
hat sie der (den) Stelle (n) oder Unternehmen 
gemäß Artikel 4 zur Verfügung zu halten. 

2. Er trägt den Teil der Aufbereitungskosten, der 
nicht aus der Verwertung der gebrauchten PCB 
gedeckt werden kann. 


Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten erlassen die besonderen Vor- 
schriften, denen die Besitzer von PCB einerseits und 
die mit der Sammlung, Regenerierung und / oder 
Vernichtung von PCB beauftragten Stellen oder 
Unternehmen andererseits gemäß Artikel 2 und 3 
nachzukommen haben. 

Artikel 7 

Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommission alle 
drei Jahre einen Bericht über die PCB-Behandlung 
in seinem Land. 

Die Kommission leitet diesen Bericht an die übrigen 
Mitgliedstaaten weiter. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um dieser Richtlinie binnen 24 Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 9 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten die 
Mitgliedstaaten die Kommission so . rechtzeitig von 
allen Entwürfen der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, die sie auf dem von dieser Richtlinie er- 
faßten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, daß diese 
sich hierzu äußern kann. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 4. März 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Bi 9/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. Februar 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

1. Allgemeines 

Dieser Richtlinienvorschlag erfolgt im Rahmen des 
Aktionsprogramms der Europäischen Gemeinschaf- 
ten für den Umweltschutz vom 22. November 1973 1 ). 
Er stellt eine der notwendigen Dringlichkeitsmaß- 
nahmen dar, da er Stoffe betrifft, die bekannter- 
maßen okotoxisch und nicht abbaubar sind. 

Auch der Rat der OECD hat auf seiner 315. Sitzung 
vom 13. Februar 1972 einen Beschluß zum Schutz der 
Umwelt durch eine Kontrolle der polychlorierten 
Biphenyle verabschiedet. 

Diesem Beschluß zufolge verpflichten sich die Mit- 
gliedsländer der OECD, geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Dispersion von PCB in der Um- 
welt möglichst gering zu halten, insbesondere durch 
Begrenzung der Verwendung dieser Stoffe in ge- 
schlossenen Systemen und durch Überwachung ihrer 
Verarbeitung. 

Im Rahmen des Abkommens vom 5. März 1973 über 
die Unterrichtung der Kommission und der Mitglied- 
staaten bei Dringlichkeitsmaßnahmen auf dem Ge- 
biet des Umweltschutzes im Hinblick auf deren ge- 
meinschaftsweite Harmonisierung 2 ) hat die franzö- 
sische Regierung der Kommission einen Vorentwurf 
über „Bedingungen für die Verwendung polychlo- 
rierter Biphenyle“ zugeleitet. 

Die Kommission hat die Regierung Frankreichs 
von ihrer Absicht unterrichtet, dem Rat innerhalb 
der nach dem Informationsabkommen vorgesehenen 
Frist einen Richtlinienvorschlag hierzu vorzulegen. 
Die Kommission hat dem Rat am 26. August 1974 
einen Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungs Vorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des 
Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser 
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen vorgelegt. 
Dieser Richtlinienvorschlag enthält bereits die Be- 
dingungen für die Verwendung von PCB. 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag zielt darauf ab, 
die Bedingungen für die Sammlung, Regenerierung 
und Vernichtung von PCB festzulegen und damit die 
Kontrolle dieser Stoffe zu ergänzen, damit ihre Aus- 
breitung in der Umwelt verhindert wird. 

In den Mitgliedstaaten sind keine spezifischen 
Rechtsvorschriften über die Sammlung, die Regene- 
rierung und / oder die Vernichtung von PCB in Kraft. 
Nach Prüfung der in den Mitgliedstaaten bestehen- 
den Rechtslage ergibt sich, daß die erforderlichen 
Befugnisse zur Verwirklichung der Ziele des Ver- 
trags, wie der Richtlinienvorschlag dies vorsieht, im 
Vertrag nicht vorgesehen sind. Daher muß Artikel 


B Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 112 
vom 20. Dezember 1973 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 9 
vom 15. März 1973 


235 als Rechtsgrundlage für den Richtlinienvorschlag 
in Anspruch genommen werden. 

2. Erläuterungen zu einzelnen Artikeln 

Artikel 1 

Die handelsüblichen polychlorierten Biphenyle be- 
stehen in einem Gemisch verschieden starker Isomere, 
das man durch Chlorieren von Biphenyl erhält. Sie 
werden gegebenenfalls mit polychlorierten Ter- 
phenylen gemischt. 

Artikel 2 

Dieser Artikel enthält die allgemeinen Grundsätze 
für die Verhütung der Ausbreitung von PCB in der 
Umwelt. 

Artikel 3 

Ziffer 1 dieses Artikels stellt ab auf die Einrichtung 
eines geeigneten Sammelsystems zur Rückgewin- 
nung gebrauchter Produkte, die unter kontrollierten 
Bedingungen regeneriert oder in speziellen Verbren- 
nungsanlagen vernichtet werden sollen. Ziffer 2 die- 
ses Artikels bezieht sich auf die Verwendung von 
PCB in Systemen, in denen diese Produkte beherrscht 
werden können, gemäß dem „Richtlinienvorschlag 
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des 
Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser 
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen 11 : insbesondere 
die Verwendung in Transformatoren, großen Kon- 
densatoren, Wärmeübertragungssystemen (außer in 
Anlagen zur Behandlung von Nahrungsmitteln und 
Tierfutter, Arzneimitteln und Veterinärerzeugnissen) 
und in hydraulischen Systemen in Bergbauanlagen. 

Artikel 4 und 5 

Mit diesen Vorschriften über die Errichtung oder 
Bestimmung zuständiger Stellen oder Unternehmen 
und die Verpflichtung des Benutzers, sich an diese 
Stellen zu wenden, wird sichergestellt, daß die Auf- 
bereitung von PCB fachgerecht und mit den notwen- 
digen Anlagen erfolgt. 

Diese Bestimmungen schaffen die Grundlage für spä- 
tere Kontrollen. 

Genauere Angaben über die Art dieser Stellen oder 
Unternehmen werden nicht gemacht, um den Mit- 
gliedstaaten die Möglichkeit der Anpassung an ört- 
liche Gegebenheiten und die Situation im Lande zu 
lassen. 

Artikel 4 schließt z. B. nicht aus, daß der Hersteller 
oder Importeur von PCB als mit der Sammlung, der 
Regenerierung und / oder der Vernichtung dieser 
Stoffe beauftragtes Unternehmen designiert wird. 

Diese Beteiligung der Besitzer von PCB an den Auf- 
bereitungskosten entspricht dem Verursacherprinzip. 
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